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Rechtsanwalt
Qutaibah Sabeeh von
Bourgeois & Sabeeh

Quelle: Bourgeois & Sabeeh

Mietrecht. Werden Akkus unsachgemäß
geladen, haften gewerbliche Mieter im
Brandfall für daraus entstehende
Schäden.

KG Berlin, Beschluss vom 11. Januar 2024,
Az. 8 U 24/22

Wer Akkus falsch lädt, haftet für
Schäden an der Mietsache
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DER FALL

In denMieträumen einer Firma kam es zu
einem Brandschaden von rund 75.000
Euro, der durch das Laden von Lithium-
Ionen-Akkus entstanden war. Die Versi-
cherung der Vermieterin fordert Schaden-
ersatz von der Firma. Letztere argumen-
tiert, das Laden von sechsAkkus sei sozial-
übliches Verhalten. Ebenso sehe derMiet-
vertrag kein Verbot diesbezüglich vor,

weshalb auch keine Pflichtverletzung vor-
liege. Die von der Versicherung vertretene
Vermieterin betont, die sechs 18-Volt-
Akkus seien entgegen der Gebrauchsan-
weisung in einem Holzregal geladen wor-
den, das dann Feuer fing. Vor dem Land-
gericht verlor die beklagte Firma; sie legte
Berufung ein.
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DIE FOLGEN

Das KG beurteilte das Aufladen der Akkus
im Holzregal als fahrlässig. Von Lithium-
Ionen-Akkus sei eine erhöhteBrandgefahr
bekannt. Deshalb habe die Firma eine
Verkehrssicherungspflicht gehabt. Die
verletzten sie und ihreMitarbeiter bereits,
weil sie die Herstellerangaben zum Lade-
vorgang ignorierten. Darin wurde bei der
Nutzung von Fremdakkus auf Risiken hin-
gewiesen. Das Holzregal stufte das KG als
brennbare Umgebung ein, sodass jeden-
falls das gewerbliche Laden von sechs
18-Volt-Akkus dort nicht hätte erfolgen

dürfen. Aus der Verkehrssicherungs-
pflicht folgt, dass jeder, der eine poten-
zielle Gefahrenlage schafft, notwendige
und zumutbare Maßnahmen ergreifen
muss, um Schäden für andere möglichst
zu verhindern. Im vorliegenden Fall hätte
nach Ansicht des KG ein Brandschutz-
konzept vorliegen müssen. Mit dem Ver-
stoß gegen die Verkehrssicherungspflicht
lag auch eine Verletzung der mietver-
traglichen Pflichten vor. Die Firma muss
somit zahlen.
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WAS IST ZU TUN?

Die Schutzpflichten eines Mieters für ein
Mietobjekt gehen in jedem Fall so weit,
dass bei einer offenkundigen Gefahren-
quelle sorgfältige Maßnahmen zu ergrei-
fen sind, um die Gefahren einzudämmen
bzw. zu überwachen. Dies gilt in jedem
Fall für das gewerbliche Laden von Akkus.
Ob das Laden von (privaten) Tablets und
Mobiltelefonen auf Schreibtischen sozial-
adäquat und daher anders zu beurteilen
wäre, wurde vorliegend nicht entschie-
den. Die 18-Volt-Akkus sind damit nicht

vergleichbar. Es erscheint aber ange-
bracht, bei aus der Presse bekannten
Gefahrenquellen (beispielsweise in Brand
aufgehende Handys, welche beruflich
überlassen sind) Mitarbeiter im Unter-
nehmen anzuweisen, diese nur auf nicht
brennbaren Oberflächen und in ausrei-
chender Entfernung von brennbaren
Materialien zu laden, dieGeräte angemes-
sen zu überwachen und bei Hitzeentwick-
lung das Laden umgehend zu stoppen.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Dr. André Lippert

von CMS
Quelle: CMS

Öffentliches Recht. Erneuerbare Energien
gelten als vorrangiger Belang. Der Bau von
Photovoltaikanlagen kann nur in
Ausnahmefällen hinter dem Denkmalschutz
zurückstehen.

VG Düsseldorf, Urteil vom 30. November 2023,
Az. 28 K 8865/22

PV-Anlagen genießen Vorrang
vor dem Denkmalschutz
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DER FALL

Der Klägerin gehört ein mit einem Einfa-
milienhaus und einer Garage bebautes
Grundstück. Es liegt im Geltungsbereich
der Satzung zum Denkmalschutz, die ins-
besondere Regelungen zum äußeren
Erscheinungsbild enthält. Die Klägerin
beantragte die Erlaubnis zur Errichtung
von Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen)
auf dem Satteldach, der Gaube, dem

Anbau sowie dem Dach der Garage. Die
beklagte Stadt erteilte die Erlaubnis zur
Errichtung von drei der vier beantragten
Photovoltaikanlagen. Bezüglich des Sat-
teldachs lehnte sie den Bescheid ab und
begründete dies mit demDenkmalschutz.
Das VG Düsseldorf spricht der Klägerin
den Anspruch auf Erteilung einer Erlaub-
nis zum Bau aller vier Solaranlagen zu.
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DIE FOLGEN

Sowohl die Baubehörde als auch das VG
hatten die Belange des Denkmalschutzes
mit denen der erneuerbaren Energien in
Einklang zu bringen. Zu prüfenwar damit,
inwiefern die Photovoltaikanlage gegen
den Denkmalschutz überhaupt verstößt
und welches Interesse überwiegt. Seit der
jüngsten Novelle des Gesetz für den
Ausbau erneuerbarer Energien (EEG) vom
29. Juli 2022 genießen gemäß § 2 Satz 2
EEG-Vorhaben erneuerbarer Energien
Vorrang bei der Abwägungenmit anderen
Belangen. Mit seiner Entscheidung auf
Erteilung der Errichtungserlaubnis folgt

das Gericht dem Wortlaut des § 2 EEG. Es
bestätigt damit die sich in den vergange-
nen Monaten entwickelnde obergerichtli-
che Rechtsprechung. Ob die Photovoltaik-
anlage gegen den Denkmalschutz ver-
stößt, kann dahingestellt bleiben, wenn
die Anlage im öffentlichen Interesse liegt.
Dies bedeutet, dass dieser Regelvorrang
erneuerbarer Energien nur in atypischen
Ausnahmefällen überwunden werden
kann. Das Regel-Ausnahme-Verhältnis
kehrt sich nur bei besonderen Umständen
im Einzelfall ausnahmsweise um.
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WAS IST ZU TUN?

Im Konflikt zwischen unterschiedlichen
Belangen hat der Ausbau der erneu-
erbaren Energien in der Regel eine
größere Gewichtung. Anhaltspunkte für
die Umkehrung des Regel-Ausnahme-
Verhältnisses lagen hier nicht vor. Der
Eingriff in das äußere Erscheinungsbild
der Siedlung durch die Photovoltaik-
anlage war nur geringfügig. Offen bleibt
die Frage, wann ein atypischer Ausnah-
mefall vorliegen könnte. Fest steht jedoch

nach der VG-Entscheidung, dass der
Denkmalschutz hinter der Errichtung
von Solaranlagen zurückzutreten hat. Es
ist zu vermuten, dass zukünftig mehr
Entscheidungen pro Klimaschutz ausfal-
len werden, ob im Denkmalschutz oder
in anderen Rechtsbereichen. Berufung
gegen das Urteil wurde zwar zugelassen,
aber von der Stadt nicht eingelegt.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Dr. Uwe Steingröver

von Friedrich Graf von
Westphalen & Partner

Baurecht. Die Rechte auf
Abschlagszahlungen bestehen auch
im VOB/B-Vertrag, sofern Angebot
und Anordnung vorliegen.

OLG München, Beschluss vom 12. März 2024,
Az. 9 U 3791/23

Der Anspruch auf Abschlag ist
an Bedingungen geknüpft
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DER FALL

Bei einem großen Tunnelbauwerk mit
dem Auftraggeber (AG) öffentliche Hand
stellte der Auftragnehmer (AN) regel-
mäßige Abschlagsrechnungen, die neben
unstreitigen vertraglichen Leistungen
vom AN begehrte – streitige – Nachträge
umfassten. Der AG zahlte diese Rechnun-
gen wegen der streitigen Nachträge nicht
oder nur teilweise. Aufgrund offener
Forderungen von rund 70Mio. Euro stellte

derANeineneuerliche 45. Abschlagsrech-
nung über 80% des Betrags, da es keine
Einigung über die geschuldeten Zahlun-
gen gab. Zu den streitigen Leistungen
fehlten Änderungsbegehren des AG, ein
Angebot des AN und eine Anordnung des
AG gemäß § 650b BGB. Der AN kündigte
den Vertrag wegen der unbezahlten 45.
Abschlagsrechnung.
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DIE FOLGEN

Der AG begehrte im Wege der einstweili-
gen Verfügung die Feststellung, dass dem
AN die Forderung aus der 45. Abschlags-
rechnung nicht zusteht, und setzte sich
damit vor dem Landgericht durch (siehe
„Ohne Angebot kein Anspruch auf hohe
Abschlagszahlung“, IZ 41/23). Das Ober-
landesgericht folgt dem in der Berufung.
Mit der wohl bereits gefestigten Recht-
sprechung ist ein einstweiliges Verfü-
gungsverfahren nach § 650d BGB mög-
lich, wenn ein AN den 80%-Zahlungs-
anspruch oder – wie hier – der AG die

negative Feststellung begehrt, dass der
Anspruch nicht besteht. Das OLG folgt der
Vorinstanz aber zudem darin, dass die
Rechte aus §§ 650b-d BGB ebenso im
Vertrag nach der VOB/B bestehen, der
Anspruch nach § 650c BGB auf Zahlung
von 80% des Angebotspreises zwingend
ein Angebot gemäß § 650b BGB und
eine entsprechende Anordnung des AG
voraussetzt. Da beides fehlte, ist der (vor-
läufige) Zahlungsanspruch nicht be-
gründet.
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WAS IST ZU TUN?

In der Tat schließt die VOB/B die Anwen-
dung der Rechte aus den §§ 650b und c
BGB sowie die einstweilige Verfügung
nach § 650d BGB nicht aus. Allerdings gilt
dies nur, wenn trotz des anderen
Wirkmechanismus der VOB/B formal
Angebot und Anordnung dem Weg der
§§ 650b und c BGB folgen. Dieser formale
Ansatz überzeugt, da der Gesetzgeber den
vorläufigen Anspruch auf Zahlung von
80% der vom AN einseitig behaupteten

Vergütung und dessen rechtlich verein-
fachte Durchsetzung nicht allgemein,
sondern nur für Angebot und Anordnung
trotz fehlender Preiseinigung nach den
Vorgaben der BGB-Regelung gewähren
wollte. (redigiert von Monika Hillemacher)

Steuerberater
Oliver Abram von
RSM Ebner Stolz

Quelle: RSM Ebner Stolz

Steuerrecht. Es fällt keine
Grunderwerbsteuer an, wenn sich die
Beteiligungskette grundbesitzender
Gesellschaften nur verlängert.

FG Sachsen, Urteil vom 9. November 2023,
Az. 2 K 939/20 (nicht rechtskräftig)

Keine Grunderwerbsteuer bei
interner Veränderung
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DER FALL

Bei zwei Personengesellschaften, die
Grundbesitz im Inland halten, erfolgte
innerhalb einer mehrstufigen Konzern-
struktur durch Änderungen in deren Auf-
bau ein mittelbarer Gesellschafterwech-
sel. Eine Kapitalgesellschaft im Ausland
wurde per Einbringung zur Neugründung
auf eine neue Kapitalgesellschaft über-
tragen und somit die bestehende Betei-
ligungskette lediglich verlängert. Das

Finanzamt setzte wegen des veränderten
Gesellschafterbestands gegenüber den
beiden Gesellschaften Grunderwerb-
steuer fest. Nach erfolglosem Einspruch
reichten diese Klage ein. Die Gesell-
schaften sind der Auffassung, dass die
Steuervergünstigung des § 6a GrEStG zu
konzerninternen Umstrukturierungen
anwendbar ist.
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DIE FOLGEN

Das Sächsische Finanzgericht gab den
Klägerinnen Recht. Obwohl sich die
Besitzverhältnisse technisch geändert
haben, ist das Ganze nur eine Umstruktu-
rierung innerhalb einer Unternehmens-
gruppe. Deshalb muss keine Grunder-
werbsteuer gezahlt werden. Die Vorbehal-
tensfrist an den Anteilen – eine der
Voraussetzungen in § 6a GrEStG – konnte
nicht eingehalten werden, da es sich um
eine Einbringung zur Neugründung han-
delte. Das Gericht interpretiert die Rege-
lung allerdings so, dass eine solche
Vorbehaltensfrist nur so weit eingehalten

werden muss, als sie aufgrund eines
begünstigten Umwandlungsvorgangs auch
eingehalten werden kann, und verweist
auf bisherige Rechtsprechung des Bun-
desfinanzhofs. Eine missbräuchliche Ge-
staltung erkannten die Richter im ent-
schiedenen Fall nicht. Das Finanzamt gab
sich mit dem Urteil nicht zufrieden und
hat Revision beim BFH eingelegt (Az. II R
33/23).
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WAS IST ZU TUN?

Es bleibt abzuwarten, wie das höchste
deutsche Steuergericht den Fall letztend-
lich beurteilen wird. Steuerpflichtige bzw.
Unternehmenmit gleichgelagerten Fällen
wird empfohlen, Einspruch gegen die
Steuerfestsetzung von Grunderwerb-
steuer einzulegen und zu beobachten, wie
sich die Rechtsprechungweiterentwickelt.
Wenn es realisierbar ist, sollten jedoch
bei konzerninternen Umstrukturierungen

immer die Vorbehaltens- und Nachbehal-
tensfristen tatsächlich eingehalten wer-
den, um eine rechtssichere Gestaltung zu
ermöglichen. In jedem Fall ist eine vorhe-
rige ausführliche steuerliche Prüfung zu
empfehlen.

(redigiert von Monika Hillemacher)
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